
 
  



  



 
 
WISSENSCHAFTLICHE LEITUNG 
 

Univ.-Prof. Ing. Dr. Clemens APPL, LL.M. 
Donau-Universität Krems 
 
Univ.-Prof. DDr. Walter BLOCHER 
Universität Kassel 
 
Univ.-Prof. Dr. Martin WINNER 
Wirtschaftsuniversität Wien 

 
 
 
PROGRAMMKOMITEE 
 
Der IP-Day wird von einem Programmkomitee unterstützt, dem Persönlichkeiten aus 
Rechtsprechung, Verwaltung, Rechts- und Patentanwaltschaft angehören, die aktiv und an 
herausragender Stelle im Bereich des Immaterialgüterrechts tätig sind. 
 

RA Dr. Axel ANDERL, LL.M. 
DORDA Rechtsanwälte 
 
LStA Mag. Christian AUINGER 
Bundesministerium für Justiz 
 
RA Dr. Christian GASSAUER-FLEISSNER  
Gassauer-Fleissner Rechtsanwälte 
 
PatA DI Harald NEMEC 
Schwarz & Partner Patentanwälte 
 
Dr. Manfred VOGEL 
Senatspräsident des OGH 
 
Dr. Johannes WERNER 
Österreichisches Patentamt 

 
  



  



© Copyright Österreichische Forschungsförderungsgesellschaft mbH, Austria Wirtschaftsservice 

Gesellschaft mbH und Nationale Kontaktstelle für Wissenstransfer und geistiges Eigentum,  

01. September 2017 

 

 

 

 

 

 

Nationale Kontaktstelle für Wissenstransfer und geistiges Eigentum 
 
 
STÄRKUNG DES WISSENSTRANSFERS AUS HOCHSCHULEN UND 
FORSCHUNGSEINRICHTUNGEN  

 

Im Jahr 2005 wurde die Lissabon-Strategie beschlossen. Darin haben die Regierungen der Mitgliedstaaten 
die enge Kooperation der Forschungseinrichtungen und der Industrie als Priorität festgelegt.  
2007 mündete die Lissabon-Strategie in eine »Kommunikation der Europäischen Kommission an den 
Europäischen Rat«. Wissenstransfer soll mit offener Innovation (Open Innovation) verbessert werden.  
Ein wichtiger Meilenstein für den europäischen Wissenstransfer ist aber im Besonderen die IP-Recommen-
dation von 2009.
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Die Nationale Kontaktstelle für Wissenstransfer und Geistiges Eigentum, der NCP-IP, wurde per Beschluss 
der Bundesregierung am 2. März 2010 auf Basis der IP-Recommendation im Bundesministerium für 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft (BMWFW) gemeinsam mit dem Bundesministerium für Verkehr, 
Innovation und Technologie (BMVIT) eingerichtet.  
Die Kontaktstelle koordiniert Aktivitäten im Wissenstransfer auf nationaler Ebene und pflegt Kontakte mit 
anderen vergleichbaren Einrichtungen in den Mitgliedstaaten, wie es die IP-Recommendation (IPR) 
vorsieht.  
Die operative Umsetzung erfolgt durch die Austria Wirtschaftsservice Gesellschaft mbH (aws, www.aws.at) 

und die Österreichische Forschungsförderungsgesellschaft mbH (FFG, www.ffg.at). 

MASSNAHMEN UND AUSGEZEICHNETE RESULTATE  

 
In Österreich wurden für nahezu sämtliche Empfehlungen der Europäischen Kommission bereits 
Maßnahmen zur Verbesserung des Wissenstransfers gesetzt oder zumindest geplant (vergleiche 
Knowledge Transfer Study 2010 – 2012). Österreich liegt in der Umsetzung der Empfehlungen der 
Europäischen Kommission deutlich über dem europäischen Durchschnitt sowie vor Großbritannien und 
Deutschland. 
Der NCP-IP nutzt unter anderem die Leistungsvereinbarungen mit den Forschungseinrichtungen zur Um-
setzung strategischer Vorgaben der IP-. In deren Rahmen erfolgt die Erarbeitung und Weiterentwicklung 
von Schutzrechts- und Verwertungsstrategien der Universitäten, der ÖAW und dem IST-Austria. Der NCP-
IP fungiert dabei als wichtige flankierende Maßnahme:  
So unterstützt er Hochschulen und öffentliche Forschungseinrichtungen im Wissens- und Technologie-
transfer beim professionellen Umgang mit geistigen Eigentum, beispielsweise durch IP-Schulungen, Work-
shops, Veranstaltungen und durch die Vertretung Österreichs in europäischen Gremien.  
Er unterstützt das Projekt IPAG (Intellectual Property Agreement Guide, www.ipag.at). Durch IPAG stehen 

der Allgemeinheit erstmals kostenlos standardisierte Vertragsmuster für den Technologietransfer in 

deutscher und englischer Sprache online zur Verfügung. Neben dem NCP-IP haben daran Universitäten, 

außeruniversitäre Forschungseinrichtungen, Industriebetriebe und KMUs mitgewirkt. Die Muster umfassen 

alle technologietransfer-relevanten Bereiche der Kooperation zwischen Forschungseinrichtungen und 

Unternehmen (z. B. Lizenzverträge, Material Transfer Agreements, Patentkaufverträge oder Forschungs- 

                                                           
1
 Der korrekte Langtitel lautet: »Kommissionsempfehlung zum Management von Geistigem Eigentum in 

Wissenstransferaktivitäten und zum Verhaltenskodex für Universitäten und anderen Forschungseinrichtungen« 

http://www.aws.at/
http://www.ffg.at/
http://www.ipag.at/
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und Entwicklungsverträge). Mit IPAG wird die Rechtssicherheit in der Verwertung für For-

schungseinrichtungen und Unternehmen erhöht und Barrieren im Wissenstransfer werden abgebaut.  

In der Umsetzung der österreichischen IP-Strategie ist der NCP-IP mit zahlreichen Maßnahmen betraut – 

die NCP-IP-Services werden ausgeweitet. So unterstützt NCP-IP das Spin-off Fellowship-Programm, das 

noch September 2017 mit einem ersten Call die Transformation von wissenschaftlichen Erkenntnissen in 

wirtschaftliche Anwendungen fördern wird. Das Gesamtvolumen für das Programm beträgt 15 Millionen 

Euro, wie Wissenschaftsminister Harald Mahrer im Vorfeld der Eröffnung der Technologiegespräche 

Alpbach im Zuge einer Pressekonferenz ausführte. 

Insgesamt wurden seit Einrichtung der Nationalen Kontaktstelle für geistiges Eigentum 43 Veranstaltungen 

für Vertreterinnen und Vertreter aus Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft organisiert, um Netzwerke 

zwischen Wissenschaft und Wirtschaft zu intensivieren und um das Vertrauen zu stärken. Im Rahmen des 

Projekts IPAG konnten seit Beginn des Projekts Ende 2013 insgesamt 21.000 Zugriffe auf die 

Vertragsmuster verzeichnet werden. 

 

NCP-IP: PERSONEN UND KONTAKTE 

Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 
Daniela Kopriva-Urbas | daniela.kopriva-urbas@bmwfw.gv.at  
Sabine Matzinger | sabine.matzinger@bmwfw.gv.at  
Sascha Saxinger | sascha.saxinger@bmwfw.gv.at 
 
Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie 
Margit Harjung | Margit.harjung@bmvit.gv.at  
 
Austria Wirtschaftsservice GmbH, Abwicklung 
»Wissenstransferzentren und IPR-Verwertung« und »Phönix« 
Claudia Leutgeb | c.leutgeb@aws.at 
 
Österreichische Forschungsförderungsgesellschaft mbH, 
Publikation und Bestandsaufnahme Wissenstransfer, EU-
Networking 
Andreas Jonke | andreas.jonke@ffg.at 
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Hon.-Prof. Dr. Michel M. Walter

Urheber- und 
Verwertungs gesell schaften recht ‘15

Textausgabe mit Kurzkommentaren und
neuerer Judikatur in 2 Bänden
Die Neuauflage 2015 des „Urheberrechtsgesetz ‘06“ von
Hon.-Prof. Walter trägt der Entwicklung des europäischen,
österreichischen und internationalen Urheberrechts seit dem
Jahr 2007 Rechnung. 

Band I: XLVIII, 734 Seiten; Band II: XX, 608 Seiten, Format:
12,2 x 19 cm. Medien und Recht, Wien 2015. Gesamtausgabe
(beide Bände): 132,– EUR, ISBN: 978-3-900741-68-6. 

Neuerungen im Urheberrecht
Im Zentrum des Bandes I steht das österreichische Urhe -
ber  rechts gesetz in der Fassung der Novellen 2009 bis
2015. Die Neuerungen werden erläutert und kritisch kom-
mentiert. Für die Praxis wesentlich ist die leitsatzmäßige
Erfassung und systematische Zuordnung der oberstge-
richtlichen Judikatur seit dem Jahr 2008. Erstmalig wird

dabei auch die umfangreiche Rechtsprechung des EuGH zu urheber-
rechtlichen Fragen berücksichtigt und ein Über blick über die jüngere
Literatur gegeben. Daneben umfasst Band I auch die für das Urheber-
recht einschlägigen Bestimmungen des Internationalen Privatrechts
sowie die urheberrechtlichen EU-Richtlinien, jeweils mit einer Einfüh-
rung samt Rechtsprechungs- und Literaturhinweisen und einer Kom-
mentierung der Verwaiste Werke-RL.

Verwertungsgesellschaftenrecht • Pirateriebekämpfung 
• Inter nationale Konventionen
Band II beinhaltet das österr VerwGesG 2006 sowie die EU-Verwertungs-
gesellschaften-Richtlinie, jeweils mit eingehender Kommentierung. Da -
ran schließt sich der Teil „Rechtsdurchsetzung“ mit der Rechtsdurchset-
zungs-RL, der Produkt pira te rie-VO 2013 (kommentiert), dem Produktpi-

Bitte auf der Rückseite weiterlesen 

Inhaltsverzeichnisse, Leseprobe
und Shopzugang unter
www.medien-recht.com 
Bücher  Urheber-
recht

Band I (einzeln):
EUR 88,--; ISBN:
978-3-900741-64-8

Band II (einzeln): EUR 64,--; 
ISBN: 978-3-900741-67-9

Gesamtausgabe Band I + II:
EUR 132,-- (ISBN: 978-3-
900741-68-6)

mit UrhG-Novelle 2015

Auf Grund der verar-
beiteten Judikatur

(OGH, EuGH) eine
unver zicht bare Quelle

für die juristische 
Arbeit im Urheber -

recht !!

A K T U E L L E S  U R H E B E R R E C H T

Der Autor: Dr. Michel M. WALTER, Rechtsanwalt in Wien,
Honorarprofessor an der Universität Wien und Gastprofes-
sor an der Donau-Universität Krems, Autor: Österr. Urhe-
berrecht – Handbuch; European Copyright Law – A Com-
mentary (Hg. gem. mit Silke v. Lewinski); Mitherausgeber
der Zeitschrift Medien und Recht, zählt zu den profilierte-
sten Vertretern des Urheberrechts national und international.



rateriegesetz sowie der Zugangskontroll-RL und
dem ZugangskontrollG. Schließlich sind auch die
Texte der Internationalen Urheberrechtsverträge,
der leistungsschutzrechtlichen Ab kom men und
weiterer einschlägiger internationaler Verträge
(TRIPs, Vertrag von Marrakesh, ACTA-Ab kom men)
zusammengestellt und mit einer ausführlichen Ein-
führung sowie Rechtsprechungs- und Literaturhin-
weisen versehen.

Ergänzung zum Handbuch „Österreichi-
sches Urheberrecht“
Die kommentierte Textausgabe
bildet die aktuelle Ergänzung
zum 2008 erschienenen System
„Österreichisches Urheberrecht
– Handbuch Teil I“ von Prof.
Michel Walter 
(ISBN: 978-3-900741-52-5).  

BESTELLUNG/ Tel. (01) 505 27 66: FAX: 505 27 66-15. 
Webshop: www.medien-recht.com • Mail: bestellung@medien-recht.com

Unterschrift, Datum

Name, Firma, Anschrift

Medien und Recht Verlags GmbH
A-1040 Wien, Danhausergasse 6/25

Walter, Urheber- u. VerwGesG ‘15, Band I. 
ISBN: 978-3-900741-64-8; EUR 88,--

             Walter, Urheber- u. VerwGesG ‘15, Band II 
            ISBN: 978-3-900741-67-9; EUR 64,--

Walter, Urheber- u. VerwGesG ‘15, Bände I+II 
ISBN: 978-3-900741- 68-6; EUR 132,--

Walter, Österr. Urheberrecht - Handbuch - Teil I
ISBN: 978-3-900741-52-5; EUR 160,--

Burgstaller/Bürscher, Erfindungsvergütung. 
ISBN: 978-3-900741- 63-1; EUR 48,--

Preise incl. 
10 % MWSt.,
excl. Versand

Aktuelle Beiträge und Rechtsprechung zum Urheberrecht in den Zeitschriften 
„Medien und Recht “ und „MR-International“

Die Zeitschrift für österreichisches Medien-  und Kommunikationsrecht erscheint
in 8 Ausgaben jährlich und bringt aktuelle Beiträge, Informationen und Rechtspre-
chung aus den Bereichen Medienrecht, Persönlichkeitsschutz, Urheberrecht, Wett-
bewerbsrecht, Internetrecht, Rundfunkrecht und Telekommunikationsrecht. 
Jahres-Abonnement 2016: EUR 232,– (inkl. 10 % MWSt. und Versand). Bestellen
Sie kostenfrei und unverbindlich ein Probeheft!

Die Abonnenten haben Zugang zur Datenbank MuR-digital, in der die Hefte
Medien und Recht ab 1995 und MR-Int ab 2004 im Volltextzugriff verfügbar sind.

Zeitschrift für Medien- und Kommunikationsrecht

33
. J

ah
rg

an
g/

N
ov

em
be

r 
20

15

66//1155

Zu den Tatbestandsgrenzen des § 111 Abs 1 StGB

Peter Zöchbauer

Verfahrenshilfe

Zweifel an der Prozessfähigkeit des Privatanklägers

Erneuerungsantrag als Voraussetzung der EGMR-Beschwerde

Cobra: Bildnisschutz – Polizeibeamter

„Die Malkunst“ von Jan Vermeer: Postmortaler Persönlichkeits-

schutz – Wissenschaftsfreiheit

docfinder.at: Widerspruchsrecht – Verpflichtung zur Löschung von

Daten aus einem Onlineportal – Meinungsäußerungsfreiheit

Vertragliche Gestaltungsmöglichkeiten bei Ghostwriter-

Verträgen

Sebastian Brehm

Zweites Urteil in Sachen „Google Books“

Sandra Csillag

Angestellter Fotograf: Konkludente Einräumung eines 

Werknutzungsrechts

Vergütung für Trägermaterial VI/Musik-Handys: Wegfall der 

Erheblichkeit einer Rechtsfrage

1,3-Millionen-Auflage: Werbung mit Auflagenhöhe der Zeitung –

Spitzenstellung

defacto.at: Verjährung des Unterlassungsanspruchs – Dauerzu-

stand

Buchhandelswerbung: Abgabepflicht von Werbekostenzuschüssen

New Media Online: Kurzvideos auf Zeitungswebsite als 

audiovisueller Mediendienst

MEDIENRECHT

PERSÖNLICHKEITSSCHUTZ

DATENSCHUTZRECHT

URHEBERRECHT

WETTBEWERBSRECHT

ABGABENRECHT

RUNDFUNKRECHT

U
N

D

medien recht
Zeitschrift für Medien- und Kommunikationsrecht

33
. J

ah
rg

an
g/

N
ov

em
be

r 
20

15

66//1155
Zu den Tatbestandsgrenzen des § 111 Abs 1 StGB
Peter Zöchbauer

Verfahrenshilfe

Zweifel an der Prozessfähigkeit des Privatanklägers

Erneuerungsantrag als Voraussetzung der EGMR-Beschwerde

Cobra: Bildnisschutz – Polizeibeamter

„Die Malkunst“ von Jan Vermeer: Postmortaler Persönlichkeits-
schutz – Wissenschaftsfreiheit

docfinder.at: Widerspruchsrecht – Verpflichtung zur Löschung von
Daten aus einem Onlineportal – Meinungsäußerungsfreiheit

Vertragliche Gestaltungsmöglichkeiten bei Ghostwriter-
Verträgen
Sebastian Brehm

Zweites Urteil in Sachen „Google Books“
Sandra Csillag

Angestellter Fotograf: Konkludente Einräumung eines 
Werknutzungsrechts

Vergütung für Trägermaterial VI/Musik-Handys: Wegfall der 
Erheblichkeit einer Rechtsfrage

1,3-Millionen-Auflage: Werbung mit Auflagenhöhe der Zeitung –
Spitzenstellung

defacto.at: Verjährung des Unterlassungsanspruchs – Dauerzu-
stand

Buchhandelswerbung: Abgabepflicht von Werbekostenzuschüssen

New Media Online: Kurzvideos auf Zeitungswebsite als 
audiovisueller Mediendienst

MEDIENRECHT

PERSÖNLICHKEITSSCHUTZ

DATENSCHUTZRECHT

URHEBERRECHT

WETTBEWERBSRECHT

ABGABENRECHT

RUNDFUNKRECHT

U
N

Dmedien recht
Zeitschrift für Medien- und Kommunikationsrecht

33
. J

ah
rg

an
g/

N
ov

em
be

r 
20

15

66//1155
Zu den Tatbestandsgrenzen des § 111 Abs 1 StGBPeter Zöchbauer

Verfahrenshilfe

Zweifel an der Prozessfähigkeit des PrivatanklägersErneuerungsantrag als Voraussetzung der EGMR-Beschwerde
Cobra: Bildnisschutz – Polizeibeamter
„Die Malkunst“ von Jan Vermeer: Postmortaler Persönlichkeits-
schutz – Wissenschaftsfreiheit

docfinder.at: Widerspruchsrecht – Verpflichtung zur Löschung von
Daten aus einem Onlineportal – Meinungsäußerungsfreiheit
Vertragliche Gestaltungsmöglichkeiten bei Ghostwriter-
Verträgen
Sebastian Brehm

Zweites Urteil in Sachen „Google Books“Sandra Csillag

Angestellter Fotograf: Konkludente Einräumung eines 
Werknutzungsrechts
Vergütung für Trägermaterial VI/Musik-Handys: Wegfall der 
Erheblichkeit einer Rechtsfrage

1,3-Millionen-Auflage: Werbung mit Auflagenhöhe der Zeitung –
Spitzenstellung

defacto.at: Verjährung des Unterlassungsanspruchs – Dauerzu-
stand

Buchhandelswerbung: Abgabepflicht von Werbekostenzuschüssen
New Media Online: Kurzvideos auf Zeitungswebsite als 
audiovisueller Mediendienst

MEDIENRECHT

PERSÖNLICHKEITSSCHUTZ

DATENSCHUTZRECHT

URHEBERRECHT

WETTBEWERBSRECHT

ABGABENRECHT

RUNDFUNKRECHT

U
N

Dmedien recht

Europäische Rundschau zum Medienrecht, IP- & IT-Recht 
Schwerpunkte: Europäische Entwicklungen im Urheberrecht, 

EG-Wettbewerbsrecht, Markenrecht, Internetrecht, 
Entertainment Law. 

Der Bezug von MR-Int ist im Abopreis von Medien und Recht 
inbegriffen.

Abopreis MR-Int (4 Hefte): 95,– € (inkl. MWSt. exkl.Versand)

Erfindungsvergütung für Dienstnehmer
von Prof. Dr. Peter Burgstaller und DI (FH) Alexander Bürscher
Kommentar und Entscheidungssamlung zur Dienstnehmererfindung im Patentrecht sowie
der damit verbundenen Erfindungsvergütung; Diensterfindungen im Hochschulrecht; Rechts-
lage nach dem deutschen Arbeitnehmererfindungsgesetz. Mit Berechnungsmethoden und -
modellen zur Erfindungsvergütung sowie Musterklauseln u. -erklärungen im Zusammenhang
mit Diensterfindungen. Wien 2014. XXVIII. 184 Seiten. ISBN: 978-3-900741-63-1. EUR 48,00.
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THEMENBLOCK I: INNOVATIONSMANAGEMENT UND GEISTIGES EIGENTUM  
 Keynote: IP in online communities - Selbstregulierung statt Recht? 1 
 Univ.-Prof. Dr. Nikolaus Franke, WU Wien 
  
 Vortrag I: IP für StartUps: Provisorische Patentanmeldung 19 
 DI Dr. Stefan Harasek, Österreichisches Patentamt  
 
 Vortrag II: Innovation und IP: Strategische Herausforderungen für KMU 35 
 DI Dr. Wolfgang Dietl, aws - Austria Wirtschaftsservice  
 
THEMENBLOCK II: INDUSTRIE 4.0 
 Digitaler Zwilling und Geistiges Eigentum 47 

DI Mag. Dr. techn. Alexandra Mazak-Huemer und Rafael Konlechner, Christian-
Doppler-Labor "Modellintegrierte Intelligente Produktion", TU Wien 

 RA Dr. Dominik Göbel, LL.M., Gassauer-Fleissner Rechtsanwälte 
 
THEMENBLOCK III: INNOVATION UND IP IM ARBEITSVERHÄLTNIS 
 Vortrag I: Diensterfindungen und ihre angemessene Vergütung 63 
 PatA DI Harald Nemec, Schwarz & Partner Patentanwälte 
 
 Vortrag II: Rechte und Pflichten Kreativer im Arbeitsverhältnis 81 
 RA Dr. Michael Horak, LL.M., Salomonowitz | Horak Rechtsanwälte 
 
 Vortrag III: Beendigung von Arbeitsverhältnissen: Typische IP-Aspekte 103 
 RA Dr. Armin Bammer, Bammer Mayer et Treu Rechtsanwälte 
 
THEMENBLOCK IV: INNOVATIONSSCHUTZ UND ZUGANG ZU ARZNEIMITTELN 125 

Podiumsdiskussion mit Dr. Jan Oliver Huber, Pharmig - Verband der 
pharmazeutischen Industrie Österreichs, und Dipl.-Oec. Marco Alves, Ärzte ohne 
Grenzen; anschließend moderierte Diskussion im Plenum   

 
Die Tagungsunterlagen sowie ein Tagungsbericht können in Kürze unter www.ip-day.at im Bereich 
„Rückblick“, wo sich auch ein Archiv der vorangegangen Tagungen befindet, eingesehen werden. 





 

 
 
 
 

IP in online communities - Selbstregulierung statt 
Recht? 

 
Univ.-Prof. Dr. Nikolaus Franke 

 WU Wien 
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my existing design copied design copied my copy/paste
imitation intellectual property rip off same design zero

- 8 -



Norm 1

“dont fuck with the 
[…tee concept]. come 

up with your own 
ideas you asshole.”  

Norm 1

Norm 2

“Threadless police 
force crackdown 

strikes again”

“This one looks 
familiar, but I’m not 

sure”
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Norm 1

Norm 2

Norm 3

“Hi all! I stumbled 
across this design and 

instantly recognized it as 
being very similar to by 
Betty Whiteman. Just 

thought I'd let you guys 
know here” 

[Dumb Marc]

Norm 1

Norm 4

Norm 2

Norm 3

“If a designer is accused
of copying a design, it's fair and 

appropriate to give them the opportunity 
to defend their actions and/or refute the 

claim.”
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Norm 4

Norm 5

Norm 2

Norm 3

“i wrote to Jamee love
and he told me that it was ok for him, 

and that if i wanted i should submit my 
design. So everything’s ok with Jamee .

Peace everyone”

Norm 1

Norm 4

Norm 5

Norm 2

Norm 3

Norm 6

“The fact that 
people mess with & modify 

my work & redistribute it 
without my permission, & 
without fully crediting me, 

really makes me mad.” 

“i wrote to Jamee love
and he told me that it was ok for him, 

and that if i wanted i should submit my 
design. So everything’s ok with Jamee .

Peace everyone”
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VOTE THIS AS A 0!!!!!!”
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“Boooo
complete zero for 
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“u must be a 
complete idiot to think u 
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Werden Kopien entdeckt? Arbeitet das 
selbst geschaffene IP-Normensystem
wie beschrieben?

- 13 -



- 14 -



- 15 -



- 16 -



- 17 -



- 18 -



 

 
 
 
 

IP für StartUps: Provisorische Patentanmeldung 
 

DI Dr. Stefan Harasek 
Österreichisches Patentamt 
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Innovation und IP:  
Strategische Herausforderungen für KMU 

 
DI Dr. Wolfgang Dietl 

 aws - Austria Wirtschaftsservice 
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Innovation & Wachstum

Die Instrumente der aws
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aws Schutzrechtsmanagement 
Geistiges Eigentum (IP)

aws Schutzrechtsmanagement
Was wir tun
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aws Schutzrechtsmanagement
Was sagen unser Kunden

„Die größte Herausforderung ist im Grunde 
das richtige Gleichgewicht an geeigneten 
Maßnahmen zu finden. Einerseits ist man 
als KMU darauf fokussiert Innovation
durch eine flexible, autonome und 
kreative Unternehmenskultur entstehen
zu lassen, andererseits muss man durch 
strukturelle und arbeitsintensive 
Prozesse die Ergebnisse bestmöglich 
schützen. Und meistens sind dafür 
verschwindend wenig Ressourcen 
vorhanden.“

aws Schutzrechtsmanagement
Was sagen unser Kunden

„Mit Impulsen und Denkanstößen von 
externen IP-Expertinnen und Experten 
konnten wir unsere IP-Strategie 
überarbeiten. Wesentlich war für uns, 
einerseits den strategisch richtigen 
Zeitpunkt der Patentanmeldung zu
wählen und andererseits weitere wichtige 
IP-Instrumente wie Prozess der 
Geheimhaltung, defensive Veröffentlichung, 
Musterschutz etc. zu evaluieren und zu 
integrieren, um eine bestmögliche sowie 
nachhaltige Schutzstrategie zu erlangen.“
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aws Schutzrechtsmanagement
Voraussetzungen für K(M)U

„Hat ohnehin keinen Sinn …“

„Darum kümmern wir uns später …“)

aws Schutzrechtsmanagement
Basiswissen über IP-Instrumente 
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aws Schutzrechtsmanagement
Verträge und IP-relevante Inhalte

aws Schutzrechtsmanagement
IP-Strategie
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aws Schutzrechtsmanagement
Herausforderungen für K(M)U

aws Schutzrechtsmanagement
Übersicht Programme (KMU)

aws IP.Coaching

aws IP.Market

aws License.IP

aws tec4market

aws discover.IP
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aws Schutzrechtsmanagement
NCP-IP

aws Schutzrechtsmanagement
NCP-IP www.ipag.at
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Dipl.-Ing. Dr. Wolfgang Dietl

T
E
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Digitaler Zwilling und Geistiges Eigentum 
 

DI Mag. Dr. techn. Alexandra Mazak-Huemer  
Rafael Konlechner 

Christian-Doppler-Labor "Modellintegrierte Intelligente Produktion", TU Wien 
 

RA Dr. Dominik Göbel, LL.M. 
Gassauer-Fleissner Rechtsanwälte 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Vortragsfolien 
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Diensterfindungen und ihre angemessene Vergütung 
 

PatA DI Harald Nemec 
Schwarz & Partner Patentanwälte 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Vortragsfolien 
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ERFINDUNGS
WERT

ANTEILS-
FAKTOR

(„REDUKTOR“)
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Rechte und Pflichten Kreativer im Arbeitsverhältnis 
 

RA Dr. Michael Horak, LL.M. 
Salomonowitz | Horak Rechtsanwälte 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Vortragsfolien 
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Leistungen Kreativer 
im Arbeitsverhältnis

RA Dr. Michael Horak, LL.M.
Salomonowitz Horak Rechtsanwälte

m.horak@sh-ip.at

Für Innovationen („hard IP“) gelten 
§§ 6 ff PatG 

Welche gesetzlichen Regeln gibt es für 
Leistungen Kreativer („soft IP“)? 
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1. Urheberrecht & verwandte Schutzrechte

2. Designrecht
• registriert
• nicht registriert
• nationale Regeln
• GemeinschaftsGGM

(3. Markenrecht
• nationale Regeln
• Unionsmarken)

Rechtsgebiete

1. Urheberschaft

2. Verwertungsrechte

3. Persönlichkeitsrechte

Problembereiche
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Wer ist Urheber eines Werks?

§ 10 Abs 1 UrhG: 
Urheber eines Werkes ist, wer es geschaffen hat

= natürliche Person

Urheberecht

Einen originären Erwerb von Urheberrechten durch
juristische Personen gibt es nicht. Auch Auftraggeber
oder Dienstgeber können das Urheberrecht an den von
Beauftragten oder Dienstnehmern geschaffenen
Werken nicht originär erwerben.

Kein originäres Recht der Werbeagentur an dem Slogan 
„Bis bald im Wienerwald!“

(OGH 18.2.1992, 4 Ob 127/91, Wienerwald = RS0076658)

Urheberecht
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§ 11 Abs 1 UrhG

Haben mehrere gemeinsam ein Werk geschaffen, bei
dem die Ergebnisse ihres Schaffens eine untrennbare
Einheit bilden, so steht das Urheberrecht allen
Miturhebern gemeinschaftlich zu.

Urheberecht

§ 19 UrhG: Schutz der Urheberschaft

(1) Wird die Urheberschaft an einem Werke bestritten oder wird
das Werk einem anderen als seinem Schöpfer zugeschrieben,
so ist dieser berechtigt, die Urheberschaft für sich in
Anspruch zu nehmen. Nach seinem Tode steht in diesen
Fällen den Personen, auf die das Urheberrecht übergegangen
ist, das Recht zu, die Urheberschaft des Schöpfers des
Werkes zu wahren.

(2) Ein Verzicht auf dieses Recht ist unwirksam.

Urheberecht
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§ 20 UrhG: Urheberbezeichnung

(1) Der Urheber bestimmt, ob und mit welcher 
Urheberbezeichnung das Werk zu versehen ist.

Urheberecht

§ 38 UrhG: Filmwerke

(1) Wer sich zur Mitwirkung bei der Herstellung eines
Filmes verpflichtet, räumt damit für den Fall, dass er
ein Urheberrecht am Filmwerk erwirbt, dem
Filmhersteller im Zweifel das ausschließliche Recht
ein, das Filmwerk sowie Übersetzungen und andere
filmische Bearbeitungen oder Umgestaltungen des
Filmwerkes auf alle Nutzungsarten zu nutzen. …

Urheberecht
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Der Inhaber des Unternehmens gilt auch als 
Hersteller bei...

• gewerbsmäßig hergestellten Lichtbildern (§ 74 
Abs 1 UrhG)

• gewerbsmäßig hergestellten Schallträgern 
(§ 76 Abs 1 UrhG)

Urheberecht

§ 40b UrhG: Computerprogramme

Wird ein Computerprogramm von einem Dienstnehmer in Erfüllung seiner
dienstlichen Obliegenheiten geschaffen, so steht dem Dienstgeber hieran ein
unbeschränktes Werknutzungsrecht zu, wenn er mit dem Urheber nichts
anderes vereinbart hat.
In solchen Fällen ist der Dienstgeber auch zur Ausübung der in § 20 und § 21
Abs. 1 bezeichneten Rechte berechtigt; das Recht des Urhebers, nach § 19 die
Urheberschaft für sich in Anspruch zu nehmen, bleibt unberührt.

Kein Unterschied zwischen Standard- und Individualsoftware (OGH 24. 3.
2015, 4 Ob 21/15i, Office Assistant Pro, ÖBl 2015/50)

Entsprechende Regelung für Datenbankwerke (§ 40f Abs 3 UrhG)

Urheberecht
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Art 2 Software-RL 2009/24/EG

(1) Der Urheber eines Computerprogramms ist die natürliche Person, die 
Gruppe natürlicher Personen, die das Programm geschaffen hat, oder, 
soweit nach den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten zulässig, die 
juristische Person, die nach diesen Rechtsvorschriften als Rechtsinhaber 
gilt.

(3) Wird ein Computerprogramm von einem Arbeitnehmer in Wahrnehmung 
seiner Aufgaben oder nach den Anweisungen seines Arbeitgebers 
geschaffen, so ist ausschließlich der Arbeitgeber zur Ausübung aller 
wirtschaftlichen Rechte an dem so geschaffenen Programm berechtigt, 
sofern keine andere vertragliche Vereinbarung getroffen wird.

Urheberecht

§ 74 UrhG: Lichtbilder

Wer ein Lichtbild aufnimmt (Hersteller), hat ... das
ausschließliche Recht, das Lichtbild zu vervielfältigen, zu
verbreiten, durch optische Einrichtungen öffentlich vorzuführen,
durch Rundfunk zu senden und der Öffentlichkeit zur Verfügung
zu stellen. Bei gewerbsmäßig hergestellten Lichtbildern gilt der
Inhaber des Unternehmens als Hersteller.

verwandte Schutzrechte
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§ 74 UrhG: Lichtbilder

Hersteller und Rechteinhaber ist Arbeitgeber (4 Ob 152/90,
Michael Konsel)
• Kosten und Risiko des Misslingens trägt Unternehmen
• selbst wenn die Kamera dem Fotografen gehört
• unabhängig davon ob Unternehmen fotografisches Gewerbe

ausübt (hier: Kronen-Zeitung)

Gilt wohl auch für (freie) Auftragnehmer

verwandte Schutzrechte

In welchem Verhältnis stehen § 10 Abs 1 UrhG 
(Lichtbildwerke) und § 74 Abs 1 UrhG (einfache 
Lichtbilder)?

Schutzschwelle für Lichtbildwerke sehr niedrig 
(4 Ob 179/01d, Eurobike).

Verhältnis der Regeln
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• Regeln für Werke gehen denen für einfache 
Lichtbilder vor

• Die meisten Fotos sind Werke
• § 74 UrhG verbleibt kaum ein Anwendungsbereich
• 4 Ob 115/09d, Passfotos II: Abfotografieren von 

Passfotos und elektronische Bearbeitung begründet 
Leistungsschutzrecht

Verhältnis der Regeln
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Kollektivvertrag für Angestellte in Betrieben der Fachgruppe 
Werbung und Marktkommunikation Wien, 1.3.2017

§ 12 Diensterfindungen

Dienstgeber haben Anspruch auf Anbietung einer von
Angestellten während des Bestandes des Dienstverhältnisses
gemachten Diensterfindung iSd § 7 Abs 3 des öPatG.

Kollektivverträge

Stillschweigende Rechteeinräumung (§ 24 UrhG)?

Das Verwertungsrecht an vom AN in Erfüllung seiner
Arbeitspflicht geschaffenen Werken steht grds dem AG
zu. Die Beweislast für das Tätigwerden in Erfüllung der
Arbeitspflicht trifft den AG. Vom AG nicht benötigte
Nutzungen bleiben dem AN vorbehalten.
(OLG Wien 27.10.1988, 1 R 213/88, ECHO, MR 1988,
199)

Urheberecht
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ORF verfügt über ausschließliche Werknutzungsrechte
an Sprachwerken seiner Mitarbeiter, die für orf.at in
Erfüllung (nicht bloß aus Anlass) dienstvertraglicher
Verpflichtungen geschaffen wurden. Vertragszweck
erfordert die ausschließliche Nutzung der Ergebnisse
durch den AG, um Konkurrenz auszuschließen.

OGH 11.3.2008, 4 Ob 248/07k, Internetportal V, ÖBl
2009/6

Urheberecht

Umfang der Rechteeinräumung?

Die im Weg ergänzender Vertragsauslegung angenommene
Beschränkung einer dem DG erteilten Nutzungsbewilligung zur
Verwendung von Lichtbildern in Reisebürokatalogen auf die Zeit
des aufrechten Dienstverhältnisses ist bei Urlaubsfotos, die der
DN gegen Ersatz der Film- und Entwicklungskosten hergestellt
hat, unbedenklich.

(OGH 21.11.1995, 4 Ob 1108/95, Urlaubsfotos, MR 1996, 68)

Urheberecht
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Auch außerhalb eines Dienstverhältnisses?

Wird ein Werk im Auftrag eines anderen geschaffen, so wird
diesem damit jedenfalls schlüssig das Recht eingeräumt, das
Werk zu dem Zweck zu verwenden, zu dem es in Auftrag
gegeben wurde. Ist der Auftrag für den Auftraggeber nur
sinnvoll, wenn er allein berechtigt ist, das Arbeitsergebnis zu
verwenden, dann schließt der Vertrag die Einräumung eines
Werknutzungsrechtes mit ein.

(OGH 18.10.1994, 4 Ob 105/94, Anpfiff = RS0077654):

Urheberecht

Interessensverband von Waldbesitzern beauftragt
Forschungsgesellschaft mit einer Studie über gesundheitliche
Auswirkungen von Zirbenholz. Kläger hat wesentlich daran
mitgearbeitet:
Vertrag zwischen Kläger und Forschungsgesellschaft kann
vertretbar dahin ausgelegt werden, dass er auch die (allenfalls
auch mehrfache) Weitergabe von Nutzungsrechten gestattete.

OGH 23. 4. 2014, 4 Ob 69/14x, Zirbenholz-Studie, MR 2014, 254

Urheberecht

- 94 -



• Auftrag zur Erstellung von Werbematerial beinhaltet auch das Recht des
AG zur Nutzung isolierter Teile, kein Anspruch auf zusätzliche Abgeltung

• Anspruch auf Urheberbezeichnung? Klagebegehren unschlüssig,
Zurückverweisung

OGH 26. 8. 2008, 4 Ob 111/08i, Lageplan, MR 2008, 357

• Recht auf Namensnennung ist verzichtbar. Wenn auch in bestimmten
Bereichen (zum Beispiel bei angestellten Werbegrafikern) ein Verzicht auf
die Namensnennung als Urheber anzunehmen ist, kann dies nicht dazu
führen, dass eingerissene Unsitten der Verschweigung des
Urhebernamens zur branchenüblichen und damit als stillschweigend
vereinbart geltenden Verkehrssitte wird. (RS0116163)

Urheberecht

Entwurf RL über das Urheberrecht im digitalen Binnenmarkt
vom 14.09.2016, COM(2016)0593

Art 15 Vertragsanpassungsmechanismus
Die MS gewährleisten, dass Urheber und ausübende Künstler das
Recht haben, eine zusätzliche und angemessene Vergütung von
der Partei zu verlangen, mit der sie einen Vertrag über die
Verwertung ihrer Rechte geschlossen haben, wenn die
ursprünglich vereinbarte Vergütung im Vergleich zu den
späteren einschlägigen Einnahmen und Gewinnen aus der
Verwertung der Werke oder Darbietungen unverhältnismäßig
niedrig ist.

Urheberecht
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§ 7 MusterSchG

(1) Anspruch auf Musterschutz hat grundsätzlich der Schöpfer des Musters
oder sein Rechtsnachfolger.

(2) Fällt jedoch das Muster eines AN in das Arbeitsgebiet des Unternehmens,
in dem dieser tätig ist, und hat die Tätigkeit, die zu dem Muster geführt
hat, zu den dienstlichen Obliegenheiten des AN gehört
oder
ist das Muster außerhalb eines Arbeitsverhältnisses im Auftrag geschaffen
worden, so steht der Anspruch auf Musterschutz, wenn nichts anderes
vereinbart worden ist, dem Arbeitgeber bzw. dem Auftraggeber oder
seinem Rechtsnachfolger zu.

Designrecht

§ 8 Abs 1 MusterSchG: 

Der Schöpfer eines Musters hat Anspruch, im Musterregister bei
der Veröffentlichung gemäß § 17 und in den vom Patentamt
auszustellenden Prioritätsbelegen als Schöpfer genannt zu
werden.

Designrecht
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Art 18 Richtlinie 98/71/EG (GM-RL)

Verhältnis zum Urheberrecht:
Das nach Maßgabe dieser Richtlinie durch ein in einem oder mit
Wirkung für einen Mitgliedstaat eingetragenes Recht an einem
Muster geschützte Muster ist auch nach dem Urheberrecht
dieses Staates von dem Zeitpunkt an schutzfähig, an dem das
Muster geschaffen oder in irgendeiner Form festgelegt wurde. In
welchem Umfang und unter welchen Bedingungen ein solcher
Schutz gewährt wird, wird einschließlich der erforderlichen
Gestaltungshöhe von dem einzelnen Mitgliedstaat festgelegt.

Designrecht

Art 14 GGMVO 6/2002

(1) Das Recht auf das Gemeinschaftsgeschmacksmuster steht dem Entwerfer
oder seinem Rechtsnachfolger zu.

(2) Haben mehrere Personen ein Geschmacksmuster gemeinsam entwickelt,
so steht ihnen das Recht auf das Gemeinschaftsgeschmacksmuster
gemeinsam zu.

Designrecht
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Art 14 GGMV 6/2002

(3) Wird ein Geschmacksmuster jedoch von einem Arbeitnehmer in Ausübung
seiner Aufgaben oder nach den Weisungen seines Arbeitgebers
entworfen, so steht das Recht auf das Gemeinschaftsgeschmacksmuster
dem Arbeitgeber zu, sofern vertraglich nichts anderes vereinbart wurde
oder sofern die anwendbaren innerstaatlichen Rechtsvorschriften nichts
anderes vorsehen.

EuGH 2.7.2009, C-32/08, Fundación Española:
Art 14 Abs 3 GGMV gilt nicht für als Auftragsarbeiten entworfene GGM

Designrecht

Art 18 GGMVO 6/2002

Der Entwerfer hat wie der Anmelder oder der Inhaber des
eingetragenen Gemeinschaftsgeschmacksmusters das Recht, vor
dem Amt und im Register als Entwerfer genannt zu werden. Ist
das Geschmacksmuster das Ergebnis einer Gemeinschaftsarbeit,
so kann die Nennung des Entwerferteams an die Stelle der
Nennung der einzelnen Entwerfer treten.

Designrecht
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§ 30a MSchG „Agentenmarke“

Wer im Ausland durch Registrierung oder Benutzung Rechte an
einem Zeichen erworben hat, kann begehren, daß eine gleiche
oder ähnliche, für dieselben oder ähnliche Waren oder
Dienstleistungen später angemeldete Marke gelöscht wird, wenn
deren Inhaber zur Wahrung der geschäftlichen Interessen des
Antragstellers verpflichtet ist oder war und die Marke ohne
dessen Zustimmung und ohne tauglichen Rechtfertigungsgrund
registrieren ließ.

Markenrecht

Art 18 UMV

(1) Ist eine Unionsmarke für den Agenten oder Vertreter des
Markeninhabers ohne dessen Zustimmung eingetragen
worden, so ist der Markeninhaber berechtigt, die
Übertragung der Eintragung der Unionsmarke zu seinen
Gunsten zu verlangen, es sei denn, dass der Agent oder
Vertreter seine Handlungsweise rechtfertigt.

Markenrecht
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35

OGH 24.5.2005, 4 Ob 63f/05a, Kitzbühel

Urheberrecht ./. Markenrecht

36

OGH 11.5.2010, 4 Ob 49/10z, TirolMilch)

Urheberrecht ./. Markenrecht
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Einzelvertragliche Regelungen sind unverzichtbar:

• Inhaberschaft
• Recht zur Anmeldung von Rechten (Designs, Marken, 

Urheberrechte)
• Verwertungsrechte
• Nennung des Schöpfers
• Abgeltung

Fazit
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Beendigung von Arbeitsverhältnissen:  
Typische IP-Aspekte 

 
RA Dr. Armin Bammer 

Bammer Mayer et Treu Rechtsanwälte 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Vortragsfolien 
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1

Die Beendigung von 
Arbeitsverhältnissen: 
Typische IP-Aspekte 

IP-Day an der  Wir tschaf tsunivers i tä t  Wien 

11.  September  2017

Bammer, Mayer et Treu Rechtsanwälte

2Bammer, Mayer et Treu Rechtsanwälte

Beispielsfälle:

- Ein angestellter Werbetexter und -grafiker hat ein besonders 
einfallsreiches Werbeplakat geschaffen.

- Ein Chemiker eines Pharmaunternehmens hat ein neues 
Medikament entwickelt.

- Ein Unternehmensjurist hat einen umfangreichen Kaufvertrag 
verfasst, der kein Standardvertrag ist, sondern zahlreiche 
außergewöhnliche Bestimmungen enthält. 
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3Bammer, Mayer et Treu Rechtsanwälte

- Ein Programmierer hat für seinen Dienstgeber eine Datenbank 
erstellt. 

- Während der Dauer seiner Beschäftigung erfindet ein Mitarbeiter 
ein neues technisches Gerät.

Wem stehen die Rechte während des Dienstverhältnisses bzw
nach seiner Beendigung zu? Dem Dienstgeber oder dem 
Dienstnehmer?

4Bammer, Mayer et Treu Rechtsanwälte

Urheberrechtliche Aspekte:

- Urheber ist, wer die eigentümliche geistige Leistung 
erbracht hat, durch die ein Werk im Sinne des § 1 Abs 1 UrhG 
entstanden ist. Daher kann nach herrschender Rechtsprechung 
(RIS-Justiz RS0076658) immer nur eine physische Person 
Urheber sein. 

- Urheber ist daher der Dienstnehmer, der den Schöpfungsakt 
gesetzt hat. 
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5Bammer, Mayer et Treu Rechtsanwälte

- Da anders als bei Patenten, Marken und Mustern im Bereich des 
Urheberrechts keine Eintragung in einem Register erfolgt, herrscht 
hier größere Rechtsunsicherheit hinsichtlich des tatsächlich 
Berechtigten.

- Der Dienstgeber ist zwar nicht Urheber, kann aber 
urheberrechtliche Verwertungsrechte erwerben durch

• gesetzliche Anordnung,

• ausdrückliche Vereinbarung (Dienstvertrag oder Kollektivvertrag) 
oder

• schlüssige Vereinbarung. 

6Bammer, Mayer et Treu Rechtsanwälte

Gesetzliche Sonderregelungen (§ 40b und § 40f UrhG): 

- Wenn ein Computerprogramm, das als Werk einzustufen ist 
(Ergebnis einer eigenen geistigen Schöpfung des Urhebers; 
§ 40a UrhG), von einem Dienstnehmer in Erfüllung seiner 
dienstlichen Obliegenheiten geschaffen wurde, steht dem 
Dienstgeber daran ein unbeschränktes und unbefristetes 
Werknutzungsrecht zu, sofern nichts anderes vereinbart wurde 
(§ 40b).

- § 40b UrhG gilt für Datenbankwerke entsprechend (§ 40f UrhG). 
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7Bammer, Mayer et Treu Rechtsanwälte

Kollektivvertragliche Regelungen:

- Bestimmungen über Urheberrechte selten.

- Beispiel: § 17 des Kollektivvertrages für angestellte Journalisten: 

Der Zeitungsverlag erwirbt die ausschließlichen und 
uneingeschränkten Rechte an den Werken, die der Dienstnehmer 
in Erfüllung seiner vertraglichen Pflichten geschaffen hat. Diese 
Rechteeinräumung erfolgt grundsätzlich ohne zusätzlichen 
Entgeltanspruch.

8Bammer, Mayer et Treu Rechtsanwälte

- Ansonsten werden in Kollektivverträgen meistens nur 
Diensterfindungen geregelt. 

- Diensterfindungen (§ 6 ff Patentgesetz): Dienstnehmer hat für die von 
ihm während des Dienstverhältnisses gemachten Erfindungen 
Anspruch auf Erteilung des Patents, sofern nichts Gegenteiliges 
vereinbart wurde. In jedem Fall gebührt dem Dienstnehmer eine 
Vergütung.

- Regelungen zu Diensterfindungen beispielsweise in § 9 ORF-KV 
(Diensterfindungen gehören dem ORF) bzw § 14 KV für Angestellte 
bei der chemischen Industrie und § 18 IT-Kollektivvertrag 
(Dienstnehmer muss dem Dienstgeber die Diensterfindung anbieten, 
dieser kann sie innerhalb einer bestimmten Frist in Anspruch 
nehmen).
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9Bammer, Mayer et Treu Rechtsanwälte

Beispiele aus der Judikatur für Vereinbarungen im Bereich des 
Urheberrechts:

OGH 4 Ob 304/97b (28.10.1997): 

Sachverhalt:

- Beklagter war leitender Angestellter der Klägerin und erstellte 
gemeinsam mit einem Mitarbeiter eines Werkunternehmers ein EDV-
Programm zur Buchhaltung und Lohnverrechnung (Werk im Sinne des 
UrhG). Der Werkunternehmer war von der Klägerin beauftragt worden.

- Der Werkunternehmer räumte der Klägerin sämtliche Rechte ein, 
die Urheberrechte des Beklagten wurden hingegen nicht erörtert.

10Bammer, Mayer et Treu Rechtsanwälte

- Elf Jahre später wurde dem Beklagten (der in weiterer Folge 
Gesellschafter der Klägerin geworden war) vorgeworfen, sich 
anlässlich seines Ausscheidens aus dem Unternehmen eine Kopie des 
Programms beschafft zu haben und dieses nunmehr rechtswidrig zu 
nutzen. 

Klage auf Unterlassung und Antrag auf Erlassung einer einstweiligen 
Verfügung.

Beklagter wandte ein, dass die Rechte an dem Werk ihm und nicht der 
Klägerin als Dienstgeber zustehen.
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11Bammer, Mayer et Treu Rechtsanwälte

Beschluss des OGH im Provisorialverfahren:

- Computerprogramm wurde 1984 geschaffen, daher war 
§ 40b UrhG nicht anwendbar.

Die Darstellung dieser Entscheidung dient daher ausschließlich 
dazu, die Problematik einer schlüssigen Vereinbarung im Bereich 
des Urheberrechts zu veranschaulichen.

- Urheber des Programmes waren der Mitarbeiter des 
Werkunternehmers und der Beklagte. Schlüssige Einräumung von 
Werknutzungsrechten durch den Beklagten an die Klägerin?

12Bammer, Mayer et Treu Rechtsanwälte

- Dem Beklagten war es als leitendem Angestellten der Klägerin von 
vornherein klar, dass er seine Ideen für ein Programm liefert, das die 
Klägerin in Auftrag gegeben hatte und an dem sie die Rechte 
erwerben wollte. 

- Der Beklagte hat während des Dienstverhältnisses nie eine 
finanzielle Vergütung für seine schöpferische Leistung 
gefordert. Wäre er der Ansicht gewesen, dass er eine nicht durch 
sein Gehalt abgegoltene Leistung erbracht hat, hätte er zweifellos ein 
zusätzliches Entgelt gefordert.

- Außerdem hat es der Beklagte elf Jahre lang anstandslos 
hingenommen, dass die Klägerin sein Programm nutzt.
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- Erschwerend kam noch hinzu, dass der Beklagte während dieser 
elf Jahre zunächst leitender Angestellter und dann 
Gesellschafter der Klägerin war. Er nahm daher die Nutzung 
durch die Klägerin nicht nur passiv hin, sondern bestimmte sie 
sogar aktiv mit. 

Aus all diesen Gründen lag eine schlüssige Einwilligung in 
den Übergang der Werknutzungsrechte an die Klägerin vor. 

OGH gab daher dem Antrag auf EV statt.
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OGH 4 Ob 182/04z (19.10.2004): 

Strittig war, ob die urheberrechtlichen Verwertungsrechte an einem 
Werbekonzept bei der Werbeagentur oder den Dienstnehmern lagen. 

Urteil des OGH:

- Wenn ein Unternehmer Mitarbeiter beschäftigt, damit diese in seinem 
Interesse Werke schaffen, und die Werkschaffung in Erfüllung der 
dienstlichen Obliegenheiten des Mitarbeiters erfolgt, ist mangels 
gegenteiliger Vereinbarung von einer stillschweigenden 
Einräumung der Verwertungsrechte an den Dienstgeber 
auszugehen.
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- Zweck des Arbeitsvertrages ist es nämlich, dass der 
Dienstnehmer dem Dienstgeber seine schöpferischen 
Leistungen gegen Entgelt zur Verfügung stellt und der 
Dienstgeber diese Leistungen wirtschaftlich nutzen kann. 

- Von diesem Vertragszweck ist auch die Überlassung der 
Verwertungsrechte an den vom Dienstnehmer geschaffenen 
Werke umfasst, weil der Dienstgeber dieses Arbeitsergebnis 
ansonsten nicht nutzen könnte.

- Übergibt daher der Dienstnehmer das Werk dem Dienstgeber 
zur weiteren Verwendung, ist spätestens zu diesem Zeitpunkt 
die stillschweigende Einräumung der Nutzungsrechte 
anzunehmen. 
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Dauer der Rechteeinräumung:

Sehr oft wird strittig sein, für welche Dauer die (stillschweigende 
oder ausdrückliche) Einräumung eines Nutzungsrechts erfolgt. 

Geltung nur des während des aufrechten Dienstverhältnisses 
oder auch danach?

Zweckübertragungstheorie: Dem Vertragspartner des 
Urhebers stehen die Rechte nur für die Dauer und in dem 
Umfang zu, wie es dem Zweck des Dienstvertrages und 
dem Unternehmenszweck entspricht. 
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Prüfung anhand der Umstände des Einzelfalles. 

In vielen Fällen ist von unbefristeter Einräumung auszugehen, 
insbesondere dann, wenn der Dienstgeber ein berechtigtes Interesse 
daran hat, auch nach Beendigung des Dienstvertrages Lizenzen 
einzuräumen oder aufrecht zu erhalten oder das Werk auf andere 
Weise in seinem Betrieb zu nutzen.

OGH 4 Ob 1101/95 (21.11.1995):

- Dienstnehmer gestattete seinem Dienstgeber (Tourismusunternehmen) 
die Verwendung von privaten Urlaubsfotos für dessen Reisekatalog. 
Dienstgeber refundierte dem Dienstnehmer die Film- und 
Entwicklungskosten, zahlte aber kein zusätzliches Entgelt.

18Bammer, Mayer et Treu Rechtsanwälte

- Keine ausdrückliche Vereinbarung über Dauer. Galt das 
Nutzungsrecht auch nach Beendigung des Dienstverhältnisses? 

- OGH kam zu dem Ergebnis, dass redliche und vernünftige 
Parteien eine Beschränkung des Nutzungsrechts auf die 
Dauer des Dienstvertrages vereinbart hätten (ergänzende 
Vertragsauslegung). 

- Durch die Nutzung der Fotos sollte nämlich dem Dienstgeber die 
Anschaffung teurer Agenturfotos erspart werden. Es ist kein 
Grund dafür ersichtlich, weshalb der Dienstnehmer ein Interesse 
daran haben sollte, dass sich der Dienstgeber auch nach 
Beendigung des Vertragsverhältnisses diese Kosten 
erspart. Für den Dienstgeber war die Tragung dieser Kosten 
zweifellos zumutbar.
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Rechtsfolgen von Urheberrechtsverletzungen:

- Wenn ein ehemaliger Dienstnehmer sämtliche Nutzungsrechte an 
einem von ihm während des Dienstverhältnisses geschaffenen 
Werk hat, kann er den vormaligen Dienstgeber insbesondere auf 
Unterlassung (verbunden mit einem Antrag auf EV) und 
angemessenes Entgelt klagen.

- Potentieller Schaden für den Dienstgeber sehr groß, 
insbesondere dann, wenn er mit Dritten Lizenzvereinbarungen 
geschlossen hat.

20Bammer, Mayer et Treu Rechtsanwälte

- Strafrechtliche Folgen: Gemäß § 91 UrhG (Privatanklagedelikt) 
ist zu bestrafen, wer vorsätzlich in bestimmte Verwertungsrechte 
eingreift (zB rechtswidrige Benützung eines Datenbankwerks oder 
eines Sprachwerks, rechtswidrige öffentliche Aufführung von 
Werken der Tonkunst). Strafdrohung zwei Jahre bei 
Gewerbsmäßigkeit.

- Diese zivil- und strafrechtlichen Folgen gelten auch für den Fall, 
dass der ehemalige Dienstnehmer in die Verwertungsrechte des 
Dienstgebers an Werken, die der Dienstnehmer geschaffen hat, 
eingreift. 
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Besondere strafrechtliche Konstellation:

- Dienstnehmer hat während des Dienstverhältnisses Werk 
geschaffen, an dem ihm die alleinigen Verwertungsrechte 
zustehen. Der ehemalige Dienstgeber nutzt das Werk auch, 
nachdem er den Dienstnehmer gekündigt hat. 

- Der Urheber droht dem Dienstgeber mit der Einbringung einer 
zivilrechtlichen Schadenersatz- und Unterlassungsklage sowie 
mit einer Privatanklage. 

Macht sich der Urheber durch diese Drohung strafbar?

22Bammer, Mayer et Treu Rechtsanwälte

Erpressung (§ 144 StGB):

- Jemand nötigt einen anderen mit Gewalt oder gefährlicher 
Drohung zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung, die 
diesen am Vermögen schädigt, und handelt dabei mit dem 
Vorsatz, sich durch das Verhalten des Genötigten unrechtmäßig 
zu bereichern. 

- Die Tat ist nicht rechtswidrig, wenn die Anwendung der Gewalt 
oder Drohung sozial erträglich (nicht sittenwidrig) ist.
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Beispiele aus der Rechtsprechung:

OGH 11 Os 120/84 (31.10.1984):

Wer sein Anzeigerecht wegen eines erwiesenen Diebstahls bewusst 
missbraucht, um dem Delinquenten eine Handlung abzunötigen 
(hier: Schadenersatzleistungen für nicht nachweisbare frühere 
Diebstähle) verstößt gegen die guten Sitten.

OGH 10 Os 121/86 (16.9.1986): 

Androhung einer Anzeige als Druckmittel zur Geltendmachung eines 
tatsächlichen, nicht überhöhten Schadenersatzanspruches ist 
nicht sittenwidrig.
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OGH 13 Os 34/87 (14.5.1987): 

Drohung mit einer Anzeige kein sittlich erlaubtes Mittel, um sich ohne 
Rechtsanspruch Geld zu verschaffen. 

OGH 11 Os 56/96 (7.5.1996):

- Zwischen Nötigungszweck und Nötigungsmittel muss ein 
sachlicher Zusammenhang bestehen. 

- Wenn die Drohung und der verfolgte Zweck inhaltlich nicht 
zusammenhängen, ist die Nötigung rechtswidrig (hier: Androhung 
von Anzeigen bei Gebietskrankenkasse und Finanzamt zur 
Durchsetzung von Provisionsforderungen).
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Diese Grundsätze werden auch für andere Rechtsbehelfe als eine 
Strafanzeige gelten (zivilrechtliche Klage und Privatanklage).

Fallkonstellationen:

- Gekündigter Urheber droht mit Klage auf Schadenersatz und 
Unterlassung sowie mit Privatanklage, sofern nicht der 
Dienstgeber vollstreckbaren Unterlassungsvergleich abschließt 
und doppeltes angemessen Entgelt (§ 87 Abs 3 UrhG) bezahlt.

Nicht strafbar, da Anspruch auf Unterlassung und Zahlung 
berechtigt ist, und innerer Zusammenhang zwischen der 
Drohung und der Urheberrechtsverletzung besteht, die durch 
die Zivilklage und die Privatanklage geahndet werden soll.
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- Urheber will unangemessen hohes Nutzungsentgelt erzwingen und weiß, 
dass seine Forderung großteils unberechtigt ist.

Wohl strafbar, da kein Anspruch auf die geltend gemachte 
Entgelthöhe.

- Urheber will freiwillige Abfertigung für die Beendigung des 
Dienstvertrages erzwingen. 

Wohl strafbar, wenn kein innerer Zusammenhang zwischen den zu 
sanktionierenden Urheberrechtsverletzungen und dem Zweck der 
Drohung (Erlangung einer freiwillige Abfertigung) besteht. 

Das wird dann der Fall sein, wenn die Abfertigung kein 
Nutzungsentgelt beinhaltet und daher mit der Urheberrechtsverletzung 
nichts zu tun hat.
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Weitere strafrechtlich relevante Fallkonstellation:

Ein Dienstnehmer speichert ohne Zustimmung des Dienstgebers eine 
von ihm geschaffene Datenbank, die Kundendaten enthält, privat ab, 
weil er sie nach Beendigung des Dienstvertrages weiterhin nutzen will 
(zB bei neuem Dienstgeber oder für selbständige Tätigkeit).

Unter Umständen Strafbarkeit nach § 123 StGB: 

- Täter kundschaftet ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis mit 
dem Vorsatz aus, es zu verwerten, einem anderen zur Verwertung 
zu überlassen oder der Öffentlichkeit preiszugeben.

- Privatanklagedelikt.
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Strafbarkeit nach § 123 StGB wohl auch dann, wenn Täter Urheber 
des Datenbankwerks ist, da Urheberrecht keinen Vorrang 
gegenüber Schutz der betrieblichen Geheimnisse des Dienstgebers 
hat. Allerdings noch keine OGH-Judikatur zu § 123 StGB, daher 
viele ungeklärte Fragen.

In solchen Fällen oft auch wettbewerbsrechtliche Problematik:

§ 1 UWG:

- Unter Umständen sittenwidrige Ausnutzung von Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnissen (Ausbeutung im Sinne des § 1 UWG). 

- Dienstnehmer haftet als Beitragstäter, wenn er eine von ihm 
geschaffene Datenbank zu seinem neuen Dienstgeber transferiert, 
oder als unmittelbarer Täter, wenn er sich selbständig machen will. 
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§ 11 UWG (Verletzung von Geschäfts- oder Betriebsgeheimnissen):

- Bediensteter eines Unternehmens teilt Geschäfts- oder 
Betriebsgeheimnisse, die ihm aufgrund des Dienstverhältnisses 
zugänglich geworden sind, während der Geltungsdauer des 
Dienstverhältnisses unbefugt anderen zu Zwecken des Wettbewerbes 
(Förderung eines anderen Unternehmens) mit. Privatanklagedelikt.

- § 11 UWG gilt zwar nur für Handlungen während des aufrechten 
Dienstverhältnisses, die Problematik wird aber oft erst nach 
Beendigung des Dienstvertrages aktuell werden. 

- Siehe in diesem Zusammenhang auch die Richtlinie (EU) 2016/943 
über den Schutz von Geschäftsgeheimnissen. Im Juni 2016 im 
Amtsblatt veröffentlicht, binnen zwei Jahren umzusetzen. 
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Beispiel für einen UWG-Fall – OGH 4 Ob 118/16f (22.11.2016):

Sachverhalt:

- Klägerin ist Personalvermittlerin im Bereich der Gastronomie. 

- Im Februar 2014 wurde auf Initiative des damaligen Geschäftsführers 
und Mitgesellschafters der Klägerin (= Zweitbeklagter) und der 
stellvertretenden Geschäftsführerin der Klägerin (= Drittbeklagte) ein 
Unternehmen mit dem Geschäftsgegenstand „Personalbereitstellung 
und Personalvermittlung“ gegründet (= Erstbeklagte). Dieses 
Unternehmen wurde im selben Geschäftszweig wie die Klägerin tätig. 
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- Unmittelbar nach der Gründung der Erstbeklagten trat der 
Zweitbeklagte aus dem Unternehmen der Klägerin aus, die 
Drittbeklagte wurde entlassen. Kurz danach wurde die Erstbeklagte 
mit dem Auftrag zur Personalbereitstellung für das Catering der 
Seefestspiele Mörbisch betraut. Zuvor war die Klägerin dafür 
zuständig gewesen.

- Als sich der Wechsel des Auftrages abzeichnete, kündigte die 
Viertbeklagte (damals Mitarbeiterin bei der Klägerin) und 
informierte mehrere andere Dienstnehmer der Klägerin darüber, 
dass der „Mörbisch-Auftrag“ an die Erstbeklagte übergehen werde, 
und dass auch weitere Auftraggeber der Klägerin zur Erstbeklagten 
wechseln werden. Letzteres war aber unrichtig.

- Daraufhin kündigten auch einige andere Dienstnehmer der Klägerin 
und wechselten zur Erstbeklagten. 
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Klage auf Unterlassung:

- Der Erst-, Zweit- und Drittbeklagten soll verboten werden, 
Geschäftsgeheimnisse der Klägerin, die der Zweit- und die 
Drittbeklagte während des aufrechten Dienstverhältnisses erlangt 
haben, zu verwerten, um Aufträge zu erlangen oder Dienstnehmer 
der Klägerin abzuwerben.

- Dem Viertbeklagten soll verboten werden, mit unwahren 
Behauptungen Dienstnehmer der Klägerin für die Erstbeklagte 
abzuwerben. 

- Klage wird auf § 1 (sittenwidriges Verhalten) und § 11 UWG 
(Verletzung von Geschäfts- oder Betriebsgeheimnissen) 
gestützt. 

Klagsabweisung in erster Instanz.
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Berufungsurteil des OLG Wien:

Verstoß gegen § 11 UWG?

Geheimhaltungspflicht des Zweit- und der Drittbeklagten endete gemäß 
§ 11 UWG mit dem Ausscheiden aus dem Unternehmen der Klägerin.
Zum Zeitpunkt des Beginns ihrer Tätigkeit für die Erstbeklagte galten 
daher für sie keine Geheimhaltungspflichten mehr. 

§ 11 UWG unanwendbar.

Verstoß gegen § 1 UWG?

- Dass der Erstbeklagten der Markteintritt durch die Verwendung von 
Geschäftsgeheimnissen der Klägerin ermöglicht oder erleichtert werden 
sollte, ist nicht per se wettbewerbswidrig, da es dem Wettbewerb 
wesensimmanent ist, dass ein neues Unternehmen um Kunden wirbt. 

34
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- § 1 UWG wäre daher nur dann anwendbar, wenn sich die Beklagten 
Geschäftsgeheimnisse der Klägerin auf unredliche Weise verschafft 
oder damit verwerfliche Ziele verfolgt hätten (zB allein die Absicht, die 
Klägerin zu schädigen, ohne eigene Vorteile zu erzielen).

- Der Zweit- und die Drittbeklagte haben sich aber ihre Kenntnisse über 
den Kunden- und Personalstock der Klägerin während des aufrechten 
Dienstverhältnisses weder erschlichen noch durch Vertrauensbruch 
verschafft (zB durch Entwenden, Abschreiben oder Kopieren von 
Unterlagen). 

- Es kam auch zu keinem Abwerben von Kunden, da die Seefestspiele 
Mörbisch von sich aus an die Erstbeklagte zu einem Zeitpunkt 
herantraten, als der Zweit- und die Drittbeklagte bereits aus dem 
Unternehmen der Klägerin ausgeschieden waren. 

- 121 -



35Bammer, Mayer et Treu Rechtsanwälte

Der Zweit- und die Drittbeklagte haben daher keine unlautere 
Handlung im Sinne des § 1 UWG gesetzt.

- Dem Viertbeklagten wurde von der Klägerin vorgeworfen, dass er 
seine Versuche, andere Dienstnehmer der Klägerin zu einem 
Wechsel zur Erstbeklagten zu bewegen, zu einem Zeitpunkt 
unternahm, als sein Dienstverhältnis noch aufrecht war, und dass 
die Behauptungen, die er dabei aufstellte, falsch waren. 

Unterlassungsanspruch nach § 1 UWG scheitert gegenüber dem 
Viertbeklagten aber daran, dass ihm die Unrichtigkeit seiner 
Behauptungen nicht bewusst war. 
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Da die Zweit- bis Viertbeklagten im Interesse der 
Erstbeklagten nicht wettbewerbswidrig gehandelt haben, 
war das Klagebegehren auch gegenüber der Erstbeklagten 
unberechtigt.

Klagsabweisung bestätigt.

Außerordentliche Revision der Klägerin wird vom OGH 
mit kurzer Begründung zurückgewiesen.
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